¥ WIESBADEN

* LANDESHAUPTSTADT

Die Stadtverordnetenversammliung

Tagesordnung | Punkt 4 der 6ffentlichen Sitzung am 23.09.2004

Vorlage Nr. 04-F-02-0062

Hartz zu Ende denken
- Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 06.09.2004 -

Vorbemerkung:

Die Hartz-Gesetzgebung erfordert, dass gentigend Arbeitsmaoglichkeiten fur SGB-1I-Bezieher
zur Verfligung stehen sollten.

Die vorliegende Bundesgesetzgebung wird das nicht gewéhrleisten. Auch die Entwicklung der
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen wird in absehbarer Zeit keine Vollbeschaftigung
erwarten lassen.

Hartz IV muss zu Ende gedacht werden. Deswegen sollen in Wiesbaden vor allem in drei
Bereichen zusatzliche Arbeitspléatze durch die Kommunen zur Verfigung gestellt werden:

1. durch Lohnzuschiisse an die Wirtschaft,

2. durch zeitweilige Beschaftigung durch die Verwaltung und

3. durch zusétzliche Arbeit in gemeinnutzigen Einrichtungen in einem gré3eren Umfang als
bisher.

Eingedenk dieser Vorbemerkung mdge die Stadtverordnetenversammlung beschliel3en:
Der Magistrat wird gebeten,

I, 1) daflir zu sorgen, dass alle beteiligten Dezernenten bis Ende diesen Jahres den
stadtischen Gremien eine Einschatzung vorzulegen, wie viele der z. Z. rund 15.000
erwerbsfahigen Personen im SGB Il voraussichtlich
+ in den ersten Arbeitsmarkt integriert
+ bzw. in Qualifizierungs- bzw. Beschaftigungsmalinahmen gegen Zahlung einer
Mehraufwandsentschadigung vermittelt
+ bzw. in gemeinnitzige und zusatzliche Arbeit beschaftigt werden kénnen;

I, 2) bis Ende diesen Jahres den stadtischen Gremien ein Evaluations-Konzept zur
Beschlussfassung vorzulegen, um zukinftig Gberprifen zu kénnen, welche MalRhahmen
in welchem Umfang einen nachhaltigen Erfolg haben;

I, 3) bis Ende diesen Jahres den stadtischen Gremien zur Beschlussfassung ein Konzept zur
Grindung einer Beschaftigungsgesellschaft vorzulegen, damit Mitarbeiter neben einem
Fixgehalt leistungsbezogen gemaR ihren nachhaltigen Vermittlungserfolgen von
Arbeitslosengeld-lI-Beziehern in den ersten Arbeitsmarkt entlohnt werden.

Il, 1a) Die Stadtverordnetenversammliung stellt 10 Millionen Euro fiir die nachsten zwei Jahre
zur Verfigung erganzend zu dem, was der Bund an Einstiegsgeld zahlt,

Der Magistrat wird gebeten,

1b) bis Mitte nachsten Jahres unter Einbeziehung der Wiesbadener Wirtschaft ein
tragfahiges Konzept eines Wiesbadener Kombilohnmodells zu erstellen (Kernpunkt:
Zuschisse an Unternehmen) und den stadtischen Gremien zur Beschlussfassung
vorzulegen,

1c) unter Einbeziehung der Wiesbadener Wirtschaft neue Arbeitsplatze auf dem ersten
Arbeitsmarkt zu schaffen;
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1d) in Tatigkeitsfeldern, in denen bisher einem Bedarf kein bezahlbares Angebot
gegenuberstand, durch Lohnkostenbezuschussung die Entstehung neuer, regularer
Stellen voranzutreiben;

II, 2) flr diejenigen Bezieher von Arbeitslosengeld I, die nicht sofort in den ersten
Arbeitsmarkt integriert werden kénnen, in Zusammenarbeit mit Beschaftigungstragern,
freier Wohlfahrtspflege, Betrieben und Verbanden sowie stadtischen bzw. stadtnahen
Amtern und Diensten zusatzliche Qualifizierungs- bzw. BeschaftigungsmaRnahmen
gegen Zahlung einer Mehraufwandsentschadigung zu schaffen,

2a) um eine Heranfiihrung an Arbeitsablaufe sowie eine gesellschatftliche Integration zu
erreichen,

2b) bzw. um Personen, bei denen die Integration in den ersten Arbeitsmarkt wegen zeitlich
befristeter Griinde nicht méglich ist, voribergehend zu beschaftigen,

2c) bzw. umeine Briickenfunktion zum ersten Arbeitsmarkt herzustellen.

Il, 3a) vorsorglich Gelegenheiten zu gemeinnitziger und zusétzlicher Arbeit zu schaffen, die
Beziehern von Arbeitslosengeld Il angeboten werden kdnnen;

I, 3b) den stadtischen Gremien im Sommer 2005 zu berichten, wie viele bisherige
Leistungsempfanger sich abgemeldet haben.

Beschluss Nr. 0517

Der Tagesordnungspunkt wird zur weiteren Beratung an die Ausschiisse fur Finanzen, Wirtschaft

und Beschaftigung und Soziales Uberwiesen.

1. Dem Vorsitzenden des Wiesbaden, . 09.2004
- Ausschusses flr Finanzen, Wirtschaft
und Beschaftigung
- Ausschusses fir Soziales
mit der Bitte um weitere Veranlassung

2. Dem Magistrat
mit der Bitte um weitere Veranlassung Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden, .09.2004
-16-
Dezernat VI Diehl

mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberblrgermeister



	Die Stadtverordnetenversammlung
	Tagesordnung I Punkt 4 der öffentlichen Sitzung am 23.09.2004
	Hartz zu Ende denken - Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 06.09.2004 -

